Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/8339 


31.07. 97 


Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), 
Ulrike Höfken, Dr. Jürgen Rochlitz, Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/7249 — 


Rüstungsaltlasten auf ehemals oder immer noch militärisch genutzten 
Liegenschaften 


Nach dem Abzug der Alliierten wurden und werden im gesamten Bun- 
desgebiet viele Wohnungen und die dazugehörigen ehemals militärisch 
genutzten Flächen frei. Hier eröffnet sich eine einmalige Chance für 
Stadtplanerinnen und Stadtplaner; liegen doch diese Rächen größten- 
teils an zentralen Punkten in Städten und Gemeinden. 

Als besonderes Problem bei der Nutzung der Liegenschaften erweisen 
sich die Rüstungsaltlasten. Überreste von Kampfmitteln, Produktions- 
rückstände und Abbauprodukte von Explosiv- und Kampfstoffen bela- 
sten die Umwelt nicht nur an ehemaligen Produktionsstätten, sondern 
auch in Bereichen ehemaliger Munitionslager, an Explosionsstätten und 
in Bereichen, die zur Vernichtung und Behandlung der Kampfmittel 
dienten. Die damit verbundenen Umweltgefahren wurden lange Zeit 
nicht erkannt und somit wenig beachtet. 

Erst in den letzten Jahren wurde das Ausmaß der durch Rüstungsaltlasten 
drohenden Gefahren mit dem Bekanntwerden von Kampfstoff- sowie 
Boden- und Grundwasserkontaminationen durch Explosivstoffe und ihre 
Abbauprodukte deutlich. 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat ihre grundsätzhchen Positionen zu Fra- 
gen der Gefährdung durch Rüstungsaltlasten und zu den verfas- 
sungsrechthchen Zuständigkeiten in ihren Antworten auf die 
Großen Anfragen 

— der Fraktion der SPD (Drucksache 11/4104), 

— der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 11/6972) 
und auf die Kleine Anfrage 

— der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 12/1625) 
dargelegt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
29. Juli 1997 übermittelt 
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Die Bundesregierung versteht unter Rüstungsaltlasten alle Bo- 
den-, Wasser- und Luftverunreinigungen durch Chemikalien aus 
konventionellen und chemischen Kampfstoffen (Hinweis auf 
Drucksache 11/6972). Die Zuständigkeit für die Erfassung, 
Bewertung und Sanierung von Rüstungsaltlasten liegt nach der 
verfassungsrechtlichen Kompetenz-Verteüung bei den Ländern. 

Ehemals militärisch genutzte Flächen, jedenfalls solche mit 
Rüstungsaltlasten, liegen entgegen der Annahme der Fragesteller 
überwiegend im Außenbereich und nicht an zentralen Punkten in 
Städten und Gemeinden. Ebensowenig trifft es zu, daß die 
Gefahren erst in den letzten Jahren erkannt wurden. 

Die Besonderheit der Rüstungsaltlasten liegt in dem spezifischen 
Schadstoffpotential der Kampf- und Explosivstoffe einschließlich 
ihrer Abbauprodukte. Dies wiederum stellt besondere Anforde- 
rungen an das Beprobungs- und Untersuchungsprogramm zur 
Ermittlung des toxikologischen Gefährdungspotentials sowie an 
die anschließenden technisch-technologischen Maßnahmen zur 
Sicherung, Sanierung und Überwachung. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung eine Reihe von 
Forschungsvorhaben initiiert, um auch in Übereinstimmung mit 
der Auffassung des Rates von Sachverständigen für Umweltfragen 
Voraussetzungen für eine möglichst bundeseinheitliche Heran- 
gehensweise bei der Bearbeitung von Rüstungsaltlasten zu schaf- 
fen. 

Die Beseitigung von Rüstungsaltlasten wird seit den fünfziger 
Jahren teils vom Bund und teils vom jeweiligen Bundesland 
finanziert, sofern ein Verursacher oder anderweitig Verantwort- 
licher nicht festgestellt oder haftbar gemacht werden kann. Diese 
Staatspraxis hat sich auf der Grundlage von Artikel 120 Grund- 
gesetz und § 19 Abs. 2 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 
5. November 1957 (AKG) (BGBl. I S. 1747), zuletzt geändert durch 
Artikel 67 des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 
5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911, 2941), sowie ergänzenden Ab- 
sprachen zwischen dem Bund und den Ländern entwickelt. Diesen 
Status quo der Kostenverteilung hat der verfassungsändernde Ge- 
setzgeber in 1965/69 durch Artikel 120 Abs. 1 Satz 3 des Grund- 
gesetzes bestätigt. Die erforderlichen Bundesmittel werden im 
jeweiligen Haushaltsplan veranschlagt. 

Eine weitere Maßnahme des Bundes zur Bewältigung der 
Rüstungsaltlastenproblematik ist die Finanzierung einer Verbren- 
nungsanlage zur Entsorgung von aus der Zeit der beiden Welt- 
kriege stammenden chemischen Kampfstoffen und damit konta- 
minierten Materialien. Für den Bau der Anlage, die voraussichtlich 
im April 1998 ihren Betrieb aufnehmen wird, sind im Bundeshaus- 
halt insgesamt 231 Mio. DM bereitgestellt worden. 


1. In welcher Form gedenkt die Bundesregierung die Landes-, Stadt- 
und Kreisverwaltungsbehörden bei der Untersuchung der 
Verdachtsstandorte von Rüstungsaltlasten zu unterstützen? 
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Zur Zuständigkeit der Länder wird auf die Vorbemerkung ver- 
wiesen, Das von Rüstungsaltlasten ausgehende spezifische Kon- 
taminationspotential stellt erhebhche und neue Anforderungen an 
Wissenschaft und Praxis, Auch die zuständigen Behörden sind 
gefordert, die Bearbeitung von Rüstungsaltlasten systematisch 
und effizient zu gestalten. 

Mit dem seit 1995 vorliegenden Forschungsvorhaben „Bestands- 
aufnahme von Rüstungsaltlastverdachtsstandorten in der Bundes- 
repubhk Deutschland" hat die Bundesregierung dazu einen er- 
heblichen Beitrag geleistet, auf dessen Grundlage nunmehr die 
Länder gezielte Untersuchungen vornehmen können. 

Neben einer im Zusammenwirken mit den Ländern aktualisierten 
Bestandsaufnahme hat das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit u. a. zwei Lexika für Explosiv- 
stoffe und Kampfstoffe erarbeitet. Es hat sich gezeigt, daß diese 
Lexika für die Länder, Kommunen und in der Branche tätigen 
Unternehmen eine wesenthche Hilfe und Unterstützung dar- 
stellen. 

Darüber hinaus wurde mit der Erstellung eines Kataloges für 
Übungs-, Nachweis- und Entgiftungsmittel einem aktuellen 
Erfordernis Rechnung getragen. Damit sollen die Behörden und 
deren Auftragnehmer in die Lage versetzt werden, gefundene 
Erzeugnisse dieser Art zu identifizieren und ihr Gefähr- 
dungspotential zuverlässig bewerten zu können. 

Nach derzeitiger Praxis werden Verdachtsflächen von den zu- 
ständigen Landesbehörden erfaßt. Diese veranlassen eine Erst- 
bewertung. Sofern eine detaillierte Gefährdungsabschätzung 
Handlungsbedarf ergibt, werden ein Sanierungskonzept entwik- 
kelt und die Finanzierungsmöglichkeiten geprüft. Es gilt das Ver- 
ursacherprinzip. Wenn ein Verursacher nicht feststellbar ist oder 
nicht haftbar gemacht werden kann, wird geprüft, ob der Bund im 
Rahmen der mit den Ländern bestehenden Staatspraxis zur 
Finanzierung verpfhchtet ist. 


2. a) Wie viele Verdachtsstandorte von Rüstimgsaltlasten auf ehemals 
oder immer noch von den Alliierten genutzten Liegenschaften 
existieren nach Kenntnis der Bundesregierung? 

b) Wie verteilen sich diese Verdachtsstandorte auf die einzelnen 
Bundesländer? 

c) Wie verteilen sich die Verdachtsstandorte auf ehemals oder immer 
noch amerikanisch, britisch, französisch und sowjetisch/russisch 
genutzte Liegenschaften? 


Zu 2 a) 

In der im Aufträge der Bundesregierung veranlaßten Bestands- 
aufnahme von Rüstungsaltlastverdachtsstandorten sind 3 240 Flä- 
chen erfaßt. Eine Aufghederung, welche dieser Flächen von den 
AUüerten genutzt wurden oder werden, liegt nicht vor. Sollte diese 
Information für bestimmte Objekte erforderhch sein, so ist das 
Umweltbundesamt aufgrund der erfaßten Daten in der Lage, ent- 
sprechende Auskunft zu erteilen. 
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Eine Ausnahme gilt für die neuen Länder. Hier wurde mit dem 
Abzug der Westgruppe der russischen Truppen (WGT) eine 
Ermittlung von Altlastverdachtsflächen auf den freigewordenen 
Liegenschaften durchgeführt. Dabei wurden 49 Rüstungsaltlast- 
verdachtsstandorte festgestellt. 

Zu 2 b) 

Die Aufteilung ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle: 


Bundesland 

Anzahl der Verdachtsstandorte 

Baden-Württemberg 

412 

Bayern 

337 

Berlin 

80 

Brandenburg 

336 

Bremen 

11 

Hamburg 

60 

Hessen 

109 

Mecklenburg- Vorpommern 

196 

Niedersachsen 

277 

Nordrhein-Westfalen 

321 

Rheinland-Pfalz 

210 

Saarland 

13 

Sachsen 

278 

Sachsen-Anhalt 

270 

Schleswig-Holstein 

107 

Thüringen 

223 

Bundesgebiet - Gesamt 

3 240 


Zu 2 c) 

Auf die Antwort zu Frage 2 a) wird verwiesen. 


3. a) Auf wie vielen der Verdachtsstandorte von Rüstungsaltlasten 
wurde nach Kenntnis der Bundesregierung atomares Kampf- 
material gelagert? 

b) Wie verteilen sich diese Verdachtsstandorte auf die einzelnen 
Bundesländer? 

c) Wie verteilen sich die Verdachtsstandorte auf ehemals oder immer 
noch amerikanisch, britisch, französisch und sowjetisch/russisch 
genutzte Liegenschaften? 


Entsprechend den Geheimhaltungsregeln des Bündnisses und in 
Übereinstimmung mit der Praxis aller Bundesregierungen können 
Aussagen und Behauptungen zur vermuteten Anzahl und zu 
Lagerorten nuklearer Waffen - insbesondere aus Sicherheits- 
gründen - weder bestätigt noch dementiert werden. 


4. a) Wie werden die ehemals oder immer noch von den Alliierten ge- 
nutzten Liegenschaften, die nach Kenntnis der Bimdesregierung 
als Verdachtsstandorte von Rüstimgsaltlasten gelten, derzeit ge- 
nutzt? 

b) Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung hierbei deutliche 
bundeslandspezifische Unterschiede? 


Auf die Antworten zu Frage 2 wird verwiesen. 
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5. Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um die Stand- 
orte von Rüstungs altlasten schnellstmöglich gegen den Austritt von 
Schadstoffen über Boden, Luft und Grundwasser zu sichern? 


Die Zuständigkeit für diese Sicherungsmaßnahmen hegt nach 
dem Grundgesetz bei den Ländern. Soweit der Bund Grund- 
stückseigentümer ist, kommt er seiner gesetzlichen Verantwor- 
tung in Kooperation nüt den zuständigen Behörden nach. 


6. Welche finanziellen Mittel stellt die Bundesregierung bereit, um die 
Sanierung dieser Verdachtsstandorte vorzunehmen? 


Auf Verdachtsstandorten wird in Abstimmung oder auf Veranlas- 
sung des Belegenheitslandes eine detaiUierte Gefahrenabschät- 
zung durchgeführt. Besteht hiernach eine konkrete Gefährdung 
der menschlichen Gesundheit und/oder der Umwelt, werden die 
zu ihrer Beseitigung notwendigen Sicherungsmaßnahmen veran- 
laßt. 

Sicherungsmaßnahmen auf bundeseigenen Grundstücken wer- 
den mit Mitteln der nutzenden Bundesverwaltung oder Streit- 
kräfte finanziert. Die Ausgabemittel der Bundesverwaltungen 
werden im Bundeshaushalt bei den Einzelplänen 08, 12 und 14 
bereitgestellt, und zwar überwiegend bei den Ausgaben für Bau- 
unterhaltung und Entmunitionierung. 

Soweit ehemals mihtärisch genutzte Liegenschaften vom Bund 
veräußert und im Kaufvertrag keine Sonderregelungen über die 
Sanierung eventueU vorhandener oder vermuteter Rüstungs- 
altlasten getroffen wurden, finanziert der Bund im Rahmen seiner 
Verpflichtung nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 AKG, im Beitrittsgebiet nach 
der darauf beruhenden Staats- und Verwaltungspraxis, Siche- 
rungsmaßnahmen, soweit die Gefahren von ehemals reichs- 
eigenen Kampfmitteln (Munition, Kampfstoff und -gerät) verur- 
sacht bzw. mitverursacht worden sind und ein Handlungs- und 
Zustandsstörer nicht haftbar gemacht werden kann. Die hierfür 
auf den nicht (mehr) bundeseigenen Grundstücken benötigten 
Mittel werden im Bundeshaushalt beim Einzelplan 60 nachge- 
wiesen. 


7. Wie werden die Land-, Stadt- und Kreisverwaltungsbehörden seitens 
der Bundesregierung verpflichtet, hier tätig zu werden? 


Eine solche Weisungsbefugnis steht der Bundesregierung nach 
dem Grundgesetz nicht zu. 


8. Arbeitet die Bundesregierung an einem Rüstimgsaltlastenfinan- 
zierungsgesetz? 

Falls ja, welcher Zeitplan besteht seitens der Bundesregierung be- 
züghch der Beratung, Verabschiedung und Durchführung? 

Falls nein, warum arbeitet die Bimdesregierung nicht an einem 
Rüstungsaltlastenfinanzierungsgesetz? 
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Die Bundesregierung plant keine Initiative zu einem derartigen 
Gesetz. Auf der Grundlage der in der Vorbemerkung genannten 
verfassungsrechtlichen Aufgabenverteilung und der daraus ent- 
wickelten Staatspraxis zwischen Bund und Ländern wurde die 
Beseitigung von Rüstungsaltlasten in den vergangenen fünf Jahr- 
zehnten seit Ende des Zweiten Weltkrieges erfolgreich praktiziert. 
Für eine weitere Kodifizierung besteht nach Auffassung der Bun- 
desregierung keine Veranlassung. 

Bereits im Jahr 1993 hat der Deutsche Bundestag einen vom Bun- 
desrat eingebrachten Gesetzentwurf eines Rüstungsaltlastenfi- 
nanzierungsgesetzes abgelehnt. Zur damahgen Begründung wird 
auf das Protokoll zur zweiten Beratung am 2. Juh 1993 (BR- 
Drucksache 485/93) verwiesen. Im übrigen verweist die Bundes- 
regierung auf ihre Stellungnahme zu den erneuten Gesetzes- 
initiativen des Bundesrates. 


9. a) Wie gedenkt die Bundesregierung mit den Standorten zu ver- 
fahren, die zur Zeit noch von alliierten Streitkräften genutzt wer- 
den? 

b) Bestehen hierbei Unterschiede nach dem jeweiligen Nutzer? 


Zu 9 a) 

Die alliierten Streitkräfte müssen dentsches Recht beachten. Die 
Bundesregierung wird weiter darauf achten, daß die alliierten 
Streitkräfte ihren Verpflichtungen nachkommen. 

Zu 9 b) 

Nein. 
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